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Anlage I

Kapitel X
Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit

Sachgebiet A: Frauenpolitik

Abschnitt III

Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet mit folgenden Maßgaben in graft:

Mutterschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 1968 (BGBl. I S. 315), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1297),

mit folgender Maßgabe:
Das Gesetz ist ab 1. Januar 1991 anzuwenden. Es gilt nicht für Geburten vordem 1. Januar 1991 (vgl. Anlage II Kapitel X 
Sachgebiet А Abschnitt III Nr. 1 bis 12, Kapitel VIII Sachgebiet А Abschnitt III Nr. 1b) ).

Sachgebiet B: Jugend

Abschnitt III

Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet mit den folgenden Maßgaben in Kraft:

1. Kinder- und Jugendhilfegesetz vom 26. Juni 1990 (BGBl. I S. 1163) 
mit folgenden Maßgaben:
a) Über die in Artikel 10 Abs. 1 genannten Übergangsfassungen einzelner Vorschriften hinaus sind bis zum 

31. Dezember 1994 abweichend von Artikel 1 in folgenden Fassungen anzuwenden:

aa) § 16 Abs. 1 Satz 1:
„Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen können Leistungen der allgemeinen 
Förderung der Erziehung in der Familie angeboten werden.“

bb) § 18 Abs. 1:
„Mütter und Väter, die allein für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen haben oder tatsächlich sorgen, 
können bei der Ausübung der Personensorge, einschließlich der Geltendmachung von Unterhalts- oder 
Unterhaltsersatzansprüchen des Kindes oder Jugendlichen, beraten und unterstützt werden.“

cc) § 18 Abs. 2 1. Halbsatz:
„Ist anzunehmen, daß ein Kind nichtehelich geboren wird, so kann auf Verlangen der Mutter vor der Geburt 
die Feststellung der Vaterschaft durch geeignete Ermittlungen und sonstige Maßnahmen vorbereitet werden;“

dd) § 18 Abs. 3:
„Die Mutter eines nichtehelichen Kindes kann bei der Geltendmachung von Ansprüchen auf Erstattung der 
Entbindungskosten nach § 1615 к und auf Unterhalt nach § 1615 I des Bürgerlichen Gesetzbuchs beraten 
und unterstützt werden.“

ее) § 18 Abs. 4:
„Mütter und Väter, denen die elterliche Sorge nicht zusteht, können bei der Ausübung des Umgangsrechts 
beraten und unterstützt werden. Bei der Herstellung von Besuchskontakten und bei der Ausführung gericht­
licher oder vereinbarter Umgangsregelungen kann in geeigneten Fällen Hilfestellung geleistet werden.“

ff) §19 Satz 1:
„Müttern oder Vätern, die allein für ein Kind unter sechs Jahren zu sorgen haben, können Betreuung und 
Unterkunft gemeinsam mit dem Kind in einer geeigneten Wohnform angeboten werden, wenn und solange sie 
aufgrund ihrer Persönlichkeitsentwicklung dieser Form zur Unterstützung bei der Pflege und Erziehung des 
Kindes bedürfen.“


